
 

Kleine Anfrage 

der Abg. Fuhrmann (SPD) vom 06.11.2012 

betreffend Tagespflegeplätze in Hessen 

und  

Antwort  

des Sozialministers 
 

 

 

Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 
 
Frage 1. Wie hat sich die Zahl der in Tagespflege betreuten Kinder unter drei Jahren und 

zwischen drei und sechs Jahren, aufgeschlüsselt nach den Bezirken der örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe, von 2009 bis heute entwickelt? 

 

Die Zahl der in Tagespflege betreuten Kinder unter drei Jahren und zwischen 
drei und sechs Jahren, aufgeschlüsselt nach den Bezirken der örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe und den Jahren 2009 bis 2012, gemäß amtlicher 
Statistik der Kinder- und Jugendhilfe zum Stichtag 1. März ist der Anlage zu 
entnehmen.  
 
Frage 2. Wie hat sich die Zahl der Tagespflegepersonen in diesem Zeitraum in den Bezirken 

der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe entwickelt? 
 

Die Zahl der Tagespflegepersonen, aufgeschlüsselt nach den Bezirken der 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und den Jahren 2009 bis 2012, 
gemäß amtlicher Statistik der Kinder und Jugendhilfe zum Stichtag 1. März ist 
der Anlage zu entnehmen.  
 
Frage 3. Wie hoch ist der von den Gemeinden ermittelte Bedarf an Plätzen in der Kinderta-

gespflege in den einzelnen Bezirken der örtlichen Trägen der öffentlichen Jugendhilfe 
für die nächsten Jahre? 

 

Die Bedarfs- und Ausbauplanung des Betreuungsangebotes in Kindertagesein-
richtungen und in Kindertagespflege ist Teil der Jugendhilfeplanung, zu der 
der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 80 SGB VIII bundes-
gesetzlich verpflichtet ist.  
 
Unbeschadet dieser Gesamtverantwortung der örtlichen öffentlichen Jugendhil-
feträger werden nach § 30 Abs. 1 HKJGB die kreisangehörigen Gemeinden 
zur Bedarfsplanung herangezogen. Diese ermitteln in Zusammenarbeit mit den 
Trägern der freien Jugendhilfe den Bedarf an Plätzen für Kinder in Tagesein-
richtungen und in der Kindertagespflege. Hierbei soll der ortsübergreifende 
Bedarf berücksichtigt werden. Der Bedarfsplan berücksichtigt die vorausseh-
bare Bedarfsentwicklung und beschreibt die erforderlichen Maßnahmen. Er ist 
mit dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe abzustimmen und re-
gelmäßig fortzuschreiben. 
 
Über den von den Gemeinden ermittelten Bedarf an Plätzen in der Kinderta-
gespflege in den einzelnen Bezirken der örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe für die nächsten Jahre liegen der Landesregierung keine Angaben 
vor. 
 
Wiesbaden, 6. Dezember 2012 

Stefan Grüttner 
 
 
Anlage 
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